
InhaltMit der sofortigen Beschwerde hat die Verklagte vor­
getragen, sie sei nicht für jede Tätigkeit einsetzbar. Es 
sei auch nicht gewiß, ob sie die jetzt von ihr aufgenom­
mene Arbeit durchhalten könne. Für die Dauer der Ehe 
stehe ihr deshalb ein Unterhaltsbeitrag einschließlich 
eines Zuschusses für den Haushalt in der Höhe zu, in 
der sich der Kläger verpflichtet hätte.
Die sofortige Beschwerde hatte Erfolg.

Aus den G rü n d e n :
Die Begründung des vom Kläger gestellten Antrags 
läßt erkennen, daß es ihm nicht um die Aufhebung der 
Pfändungsmaßnahmen, sondern um die Aufhebung des 
Schuldtitels selbst geht. Nach seiner Auffassung ist mit 
der Arbeitsaufnahme der Verklagten die Grundlage für 
seine Unterhaltspflicht entfallen. Ist aber bei einstweili­
gen Anordnungen eine nachträgliche Veränderung der 
für ihren Erlaß maßgeblichen Verhältnisse eingetreten, 
so ist eme Abänderung der einstweiligen Anordnung 
in entsprechender Anwendung des § 927 ZPO • möglich. 
Das gilt auch dann, wenn im einstweiligen Anordnungs­
verfahren ein Unterhaltsvergleich geschlossen worden 
ist (vgl. OG, Urteil vom 27. April 1953 — 1 Zz 19/53 — 
NJ 1953 S. 420; OGZ Bd. 2 S. 147).
Das Kreisgericht hat daher seine Entscheidung fehler­
haft auf § 769 ZPO gestützt. Aus dem Wortlaut dieser 
Bestimmung ergibt sich, daß ihre Anwendung auf die 
Fälle der Vollstreckungsgegenklage und der Klage we­
gen Unzulässigkeit der Vollstreckungsklausel beschränkt 
ist. Bei der gegebenen Sachlage war aber für ein Tätig­
werden des Vollstreckungsgerichts kein Raum. Aus die­
sem Grunde mußte der Beschluß aufgehoben werden. 
Das Kreisgericht wird nunmehr den Antrag des Klä­
gers als Antrag auf Änderung bzw. Aufhebung des im 
Anordnungsverfahren geschlossenen Vergleichs zu be­
handeln haben. Dabei wird aber zu beachten sein, daß 
der Verklagten ermöglicht werden muß, ein den wirt­
schaftlichen Verhältnissen beider Ehegatten entspre­
chendes Leben zu führen. Es genügt also nicht, die wirt­
schaftliche Selbständigkeit der Verklagten festzustellen, 
sondern es ist zu prüfen, ob für die Dauer des Ehe­
scheidungsverfahrens die materiellen Lebensverhält­
nisse des unterhaltsberechtigten Ehegatten den Lebens­
bedingungen bei gemeinsamer Haushaltsführung ent­
sprechen (§ 17 FGB). Zu beachten ist weiter, daß bei 
der Klägerin eine Erwerbsminderung besteht und des­
halb möglicherweise zur besseren Eingewöhnung in das 
Berufsleben ein finanzieller Zuschuß gerechtfertigt Sein 
kann.
Falls das Kreisgericht entsprechend dem Antrag des 
Klägers zu einer Änderung des Vergleichs kommen 
sollte, hat dies durch eine neue einstweilige Anordnung 
zu erfolgen. Diese darf auch dann ergehen, wenn das 
Ehescheidungsverfahren selbst rechtskräftig abgeschlos­
sen ist, aber auf diese Weise ein zusätzlicher Prozeß 
vermieden werden kann.
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